
AG Bildung und Forschung

Zulassungschaos endlich bundesgesetzlich
lösen

Zu aktuellen Pressemeldungen, wonach Hochschulen in zehn Städten
erklärten, sich nicht an dem von Bund, Ländern und Hochschulrektoren-
konferenz geplanten, bundesweiten Bewerbungsmanagement für die
Hochschulzulassung zu beteiligen, erklärt der bildungs- und forschungs-
politische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Jörg Tauss:

Mit der Ankündigung von zwölf Hochschulen, sich nicht an dem geplan-
ten bundesweiten Bewerbungsmanagement für Studienplätze zu beteili-
gen, wird die Situation bei der Hochschulzulassung immer chaotischer.
Ausgetragen wird dieses Chaos auf dem Rücken der studierwilligen jun-
gen Menschen. Wenn außerdem ein Teil der vorhandenen Studienplät-
ze einzig und allein aufgrund ineffizienter Verfahren unbesetzt bleibt,
laufen auch die bundespolitischen Anstrengungen zur Schaffung von
Studienkapazitäten im Hochschulpakt teilweise ins Leere. All das ist
nicht akzeptabel. Deswegen sollte auch Bundesbildungsministerin
Schavan endlich begreifen, dass eine bundesgesetzliche Lösung der
verfahrenen Situation dringend erforderlich ist.

Das Bildungsministerium hat das Verfahren nicht im Griff. Und manchen
Hochschulen scheinen sinnvolle Autonomie mit Beliebigkeit zu verwech-
seln. Das Letzte, was die Studierenden brauchen, ist die dauerhafte In-
stitutionalisierung von Scheinlösungen und Parallelsystemen. Damit wä-
re nicht mehr erreicht als die dauerhafte Verstetigung des aktuellen
Chaoszustandes. Wenn es der Bildungsministerin, den Ländern und der
Hochschulrektorenkonferenz nicht gelingt, eine flächendeckende Beteili-
gung der Universitäten und Fachhochschulen an einem zentralen Be-
werbungsmanagement sicherzustellen, sind gesetzliche Verpflichtungen
unausweichlich.
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